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Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation

Zusammenfassung:

Es wurde mit der zweiten Lesung auf der Grundlage des vom Vorsitz erstellten  Dokuments 10/01 begonnen. 

Hauptpunkte in der Diskussion waren

*) Art. 2 (Definitionen): Frage nach der Unterscheidung von Verkehrsdaten und Standortdaten, da diese aufgrund der technischen Entwicklungen zusehends verschmelzen.

*) Art. 6 (Verkehrsdaten): Grundproblem: Schaffung eines Gleichgewichts zwischen Interessen des Datenschutzes (Form der Einwilligung des Teilnehmers zur Verarbeitung seiner Daten) einerseits und der Strafverfolgungsbehörden (allgemeine Sicherheit) andererseits, sowie grundsätzliche Überlegungen der Umsetzbarkeit im Hinblick auf die Besonderheiten des Internet.

Im Einzelnen:
Art.2: 

Mehrere MS sprechen das Problem an, dass es Überschneidungen bei den Definitionen gibt.

*) Verkehrsdaten (lit. b) – Nachricht (lit. d) und Verkehrsdaten (lit. b) – Standortdaten (lit. c)

EK wird zur Abgrenzung von lit. b – lit. d einen neuen Erwägungsgrund erarbeiten.

EK führt aus, dass die Definition von Verkehrsdaten möglichst weit sein soll, da möglichst viele Daten im Sinne des Datenschutzes einer Löschung zugeführt werden sollen. Daher wird auch die Bezugnahme auf die Def. von Verkehrsdaten, wie es der Europarat bei seinen Arbeiten zum Cybercrime vorgesehen hat, als zu eng abgelehnt.

*) lit. b: UK ist mit der Definition zufrieden, wünscht aber folgende Anpassungen: Es soll "except location data" eingefügt werden. Es soll "on an electronic communications network" statt "over an electronic communications network" heissen. Der letzte Punkt betrifft auch lit. d. Weiters soll es "conveyance" statt "transmission" heissen.

*) Da nach Meinung einiger MS die Standortdaten in den Verkehrsdaten enthalten sind, wird von diesen die Streichung von lit. c vorgeschlagen (P, F, D).

EK erachtet die Unterscheidung jedoch als wichtig, da aufgrund fortschreitender Technik die Erfassung immer genauerer Standortdaten ermöglicht wird, die jedoch nicht als „normale“ Verkehrsdaten anzusehen sind. Der Schutz des Art. 9 ist nur dann sinnvoll, wenn damit ein Schutz vor genauer Lokalisierung gemeint ist.

Vorschlag der Titeländerung bei Art. 9 in : Standortdaten ohne Verkehrsdaten

*) Die Frage von Ö, ob sich Standortdaten auch auf Festnetze beziehen, wird von der EK mit der Begründung bejaht, dass gewisse Standortdaten für die Übertragung der Nachricht erforderlich sind (z.B.: bei Modemeinwahl).

*) lit. f (Einwilligung): Zu dieser neuen Definition, die auf die Rl 95/46 verweist, legt GB einen Vorschlag vor, da der Begriff „data subject“ nicht mit Nutzer und Teilnehmer ident ist.

Der Vorschlag wird abgelehnt, da die Definition mit jener in der Rl 95/46 konsistent bleiben soll.

*) S möchte den ersten Satz des neuen Erwägungsgrundes zu „Diensten mit Zusatznutzen“ als Definition aufnehmen.

Dazu wird allgemein Prüfvorbehalt eingelegt.

Art. 4:
*) D hinterfragt, ob sich Abs. 2 nur auf ein allgemeines oder auch auf ein spezielles Risiko bezieht.

EK erläutert, dass darunter auch spezielle Risiken erfaßt sind. Dies jedoch nur soweit dies für den Betreiber machbar ist (z.B.: Telefondienstbetreiber kann nicht alle Teilnehmer anrufen; ISP kann jedoch relativ leicht seinen Teilnehmern ein e - mail schicken).

*) Auf Vorschlag von GB wird bezüglich der nach Abs. 2 mitzuteilenden Kosten folgende Umformulierung erwogen: .......including an indication of the likely costs involved.

Art. 5: 

*) Streichung von „explicit“, da die Beibehaltung in Anbetracht der neuen Definition der Einwilligung in Art. 2 verwirrend wäre (EK, NL, GB, DK, F, FIN, P).

*) DK weist auf die Verarbeitungsweisen im Internet hin, was zur Folge hat, dass z.B. Zwischenspeichern von Nachrichten (notwendig für die Übertragung) weiterhin möglich sein muss.

*) Vorschlag von GB, der jedoch klar abgelehnt wird, da er zu weitgehende Ausnahmen vorsieht.

*) SP meldet grundsätzliche Bedenken bei Abs. 2 an und führt aus, dass die Vertraulichkeit der Kommunikation ein wesentliches Element des Schutzes der Privatsphäre darstellt. Bei Beschränkung dieses Grundsatzes müssen die Grenzen exakt definiert werden (Vorbehalt zu Abs. 2).

*) Präs. legt neue Version des Art. 5 vor, mit der den Einwänden der MS und der EK Rechnung getragen wird (Prüfvorbehalt von SP, I, F)

Art. 6:   

*) Vorschläge von S und B, unterstützt von GB. Darin wird das allgemeine Prinzip der Löschungsverpflichtung gestrichen und die Verarbeitung für bestimmte Zwecke gestattet. Der Hintergedanke dieser Vorschläge ist die Sicherung von Daten für die Strafverfolgungsbehörden.

Prüfvorbehalt sämtlicher MS.

EK spricht sich klar gegen diese Vorschläge aus, da die Löschungsverpflichtung einen Kernpunkt im Hinblick auf den Datenschutz darstellt. Wenn Rechtssicherheit gewährleistet werden soll, dann muss diese grundsätzliche Verpflichtung erhalten bleiben und die Ausnahmen ausdrücklich aufgezählt werden.

Die Anliegen der Strafverfolgungsbehörden sollen in der III. Säule behandelt werden.

Art. 15 gibt ausreichend Eingriffsmöglichkeiten.

*) Vorschlag von NL für einen neuen Abs. 2a, in dem zusätzliche Gründe für die erlaubte Datenverwendung aufgezählt sind (Verkehrsmanagement, Kundenanfragen, Betrugsbekämpfung). Der Vorschlag wird von FIN, Ö und GB unterstützt.

EK ist skeptisch, da die Aufzählung zu weitgehend erscheint.

*) Ö bringt erneut Bedenken zum Ausdruck, dass bei Beibehaltung der Löschungsverpflichtung unmittelbar nach Beendigung der Übertragung der Betrieb von web-servern aufgrund der zugrundeliegenden software unmöglich gemacht wird.

Andererseits wird Verständnis dafür ausgedrückt, dass die Löschungsverpflichtung einen Kernpunkt der Regelung ausmacht.

Ö unterstützt den Vorschlag der NL zu Abs. 2a, da damit zumindest die Verarbeitung von Daten zur Behebung von Funktionsstörungen (traffic management) möglich scheint.

Ö regt an, dass die Polizeigruppe der Telekomgruppe ihre Forderungen begründet darlegen soll (insbesondere im Hinblick auf die Angemessenheit).

*) Präs. entscheidet, dass der Text vorerst bestehen bleibt und die EK einen Erwägungsgrund ausarbeiten soll.

*) Ö fordert in Abs. 6 die Ersetzung von „authority“ durch „body“, da es sich bei Streitschlichtungsstellen nicht unbedingt um Behörden handeln muss.

Prüfvorbehalt der EK.

Art. 9: 

*) Vorschlag von S und B für die Streichung der Anonymisierungsverpflichtung, da die Datenverarbeitung sowieso von der Zustimmung des Teilnehmers abhängig ist und anonymisierte Daten für die Erbringung von Diensten mit Zusatznutzen zwecklos sind (GB). 

EK spricht sich dagegen aus.

*) Auf Vorschlag der EK und mehrerer MS wird der Titel in „Standortdaten ohne Verkehrsdaten“ geändert.

*) SP spricht sich zu Abs. 3 grundsätzlich für ein Verbot der Datenweitergabe an Dritte aus.

EK erwidert, dass die Datenweitergabe an Anbieter von Diensten mit Zusatznutzen möglich sein muss.

Art. 12:
*) Ö verweist darauf, dass die Art. 29 Gruppe Probleme bei der Möglichkeit der invertierten Suche sieht. Für Teilnehmer sollte die Möglichkeit geschaffen werden die persönlichen Daten von dieser Suchfunktion ausschließen zu können.

D spricht sich für ein Verbot der invertierten Suche aus.

EK erachtet die vorliegende Regelung als ausreichend, da der Teilnehmer informiert wird und zustimmen muss.

Ö weist darauf hin, dass es dadurch zu einem „Alles oder Nichts“ Prinzip kommt und damit auch zu einer Entwertung der Verzeichnisse. Die Schaffung eines Mittelwegs wäre wünschenswert.

*) Auf Vorschlag der EK und NL wird zur Klarstellung der letzte Satz in Abs. 2 wie folgt geändert: Not being included in a public subscriber directory or verifying, correction or withdrawing personal data from it shall be free of charge. 

Art. 13:

Es bestehen nach wie vor Prüfvorbehalte der meisten MS.

Vorläufige Stellungnahmen zum grundsätzlichen System:

*) „opt in“: B, FIN, A, P, D, DK

*) „opt out“: UK, S

Es wird diskutiert ob der Begriff e – mail, zu dem die EK einen Versuch für eine Definition vorgelegt hat, in Abs. 1 erwähnt werden soll.

Zur Definition bestehen Prüfvorbehalte der meisten MS.

Für die Erwähnung von e – mail sprechen sich SP, I, B, GR, F, LUX, IRL und Ö aus. 

Voraussichtlich wird die nächste Sitzung zu gegenständlicher Richtlinie am 22. Mai   2001 stattfinden.

